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Der 50 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 60 Juli 1967 durch

Senatspräsident R i c h t e r

» Vorsitzender _?
Bundesrichter Dr„ D a p p r i c h ?
Bundesrichter Drn W i t t e ,
Bundessozialrichter M i c h a e l i s und

Bundessozialrichter B e e r

für Recht erkannt;

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des
Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 260 Februar
1964 wird mit der Maßgabe zurückgewiesen9 daß die
Beklagte verurteilt wird? die Gesamtleistung wegen
Berufsunfähigkeit unter Berücksichtigung der Rechtsm
auffassung des erkennenden Senats neu zu berechnen„

'Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen
Kosten des Rechtsstreits zu zwei Dritteln zu er—
statteno —
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Der im Jahre 1906 geborene Kläger war vom 60 Februar 1922,

dem Tag der Vollendung seines 160 Lebensjahres9 bis zum
180 März 1950 in knappschaftlich versicherten Betrieben

unter Tage (ul), zunächst als Bergklauber und Bferdefüh—

rer9 dann als Schlepper9 seit August 1926 als Schlepper

’und Lehrhauer und seit Oktober 1927 als Hauer beschäftigte

Am 190 März 1950 wurde er arbeitslos° Während der Ar—

beitslosigkeit leistete er vom 150 August 1951 bis zum
11‚ Februar 1952 Notstandsarbeiten; es wurden entsprechen—

de Beiträge zur Invalidenversicherung entrichtet° Vom

27„ Mai 1955 bis zum 70 November 1944 war er aus politi—

schen Gründen inhaftiert° Während der politischen Haft

war er vom 10 März bis zum 519 Juli 1957 invalidenversi—

chert° Vom 80 November 1944 bis zum 510 Juli 1949 war

er im Wehrdienst und in Kriegsgefangenschaft° Ab 10 Ok”

tober 1952 bezog er Knappschaftsrente alten Bechtso

Im Juni 1955 beantragte der Kläger7 ihm die Knappebhaftsw

vollrente zu gewähren; Dieser Antrag wurde durch Be»

scheid vom 20 Januar 1956 abgelehnt„ Der gegen diesen

Bescheid gerichtete Widerspruch blieb erfolglos„ In dem

anschließenden Klageverfahren verpflichtete sich die

Beklagte am 270 Juli 1960 durch Prozeßvergleich9 dem

Kläger ab 10 Januar 1957 die Rente wegen Berufsunfähig—

keit zu gewähren und der Berechnung dieser Rente die aner»

kannte Verfolgtenzeit als rentensteigernde Ersatzzeit

entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen anzurechneno

Durch Bescheid vom 20 September_196o stelltedie Beklagte

diese Rente fest„

Gegen diesen Bescheid erhob der Kläger Widerspruch9\

weil er der Auffassung war? die Beklagte habe die Rente

zu niedrig berechneto Der Widerspruch blieb erfolglos„

„ 5 „
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Gegen d.ie se Bescheide richtet sich die Klagec

Während des Klageverfahrens hat die Beklagte den angefoch—

tenen Bescheid durch einen Bescheid vom 40 April 1962 und

diesen wiederum durch einen Bescheid vom 30 Oktober 1962

ersetzto

U
)

0 N algericht (SG-) Koblenz hat mit Urteil vom 1„Februar

e abgewiesen? weil die Beklagte in dem letztene
@ Q)
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Geven dieses Urteil hat der Klä er Beru.fung ei_ngelegt BrD

ist der Ansicht? daß er als politisch Verfolg{ter den anderen

Versicherten bei der Berechnung der Rente gleichgestellt

werden müsse„ Dies sei jedoch nicht geschehen„

Die Beklagte ist der Ansicht? sie könne die Verfolgtenzeiten

nur als Breatzzeiten in der Arbeiterrentenversicherung an—

rechnen9 weil der Kläger vor der Verfolgung den letzten Ver_

sichcrungebeitrag zur Invalidenversicherung geleistet haben

Der eindeutige Wortlaut des @ 50 Abs° 5 Reichsknappschaftse

gesetz (RK') lasse die Anrechnung von Breatzzeiten in der
knappschaftlichen Bentenversicherung nämlich nur dann zu‚

wenn der letzte Beitrag vor der Ersatzzeit zur knappschaft—

lichen Bentenversicherung tatsächlich entrichtet werden ‘

seio Nach der seit dem 1„ Januar 1957 geltenden geset zli_

chen Regelung könne die Brsatzzeit im übrigen nur cei der

Berechnung der Versicherungsjahre7 nicht aber bei der Be—

rechnung der persönlichen Rentenbemess.ngsgrundlage be_

0
Juli

1957 könne überhaupt nicht als Ersatzzeit berücksichtigt

rücksichtigt werden„ Die Zeit vom 10 März bis 31

werden? weil für den Kläger in dieser Zeit Beiträge gem

leistet worden seien„

Durch Urteil vom 260 Februar 1964 hat das Landessczialge»

richt (LSG) entschiedenz
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, 4 „

10 Das Urteil des Sozialgerichts Koblenz vom 10 Februar
19639 der Widerspruchsbescheid vom 230 Juni 1961 und
diö’Besoheide der Beklagten vom 20 September 1960
und 40 April 1962 werden aufgehoben„

20 Der Bescheid der Beklagten vom 3„ Oktober 1962 wird
geänderto

30 Die Beklagte wird verurteilt9 die Rente so zu berech—
nen9 als habe der Kläger in der Zeit vom 270 Mai 1935
bis zum 70 November 1944 als Hauer Pflichtbeiträge
zur knappschaftlichen Rentenversicherung geleistetn

40
00000

50 Die Revision wird zugelassene

Das LSG ist der Auffassung‚ der Kläger habe Anspruch

darauf? daß die Beklagte die Rente so berechnet? als

habe er in der anerkannten Verfolgtenzeit als Hauer

Pflichtbeiträge zur knappschaftlichen Rentenversicherung

entrichteta Der Kläger sei? wie das Amt für Wiedergut=

machung in Mönchen—Gladbach bescheinigt habe‚ in der Zeit

vom 270 Mai 1955 bis zum 70 November 1944 als politisch-

Verfolgter in Haft gewesen° Er sei demnach Verfolgter des

Nationalsozialismus im Sinne des @ 1 des Gesetzes über

die Behandlung der Verfolgten des Nationalsozialismus

in der Sozialversicherung vom 220 August 1949 (Verfolgr

tenG)„ Die Verfolgten des Nationalsozialismus nahmen in

der gesamten Sozialversicherung eine Rechtsstellung

eigener Art eine Sie hätten ihre Sonderstellung in der

Sozialversioherung durch das Verfolgtengesetz erhalten‚

das wiederum ein Bestandteil des Bundesentschädigungsgew

setzes (BBG) sei„ Das VerfolgtenG habe den Verfolgten

in_der Rentenversicherung nach dem damaligen Stand der

Gesetzgebung eine völlige Wiedergutmachung gebrachte

Die Verfolgtenzeiten seien Ersatzzeiten zur Erfüllung

der Wartezeit und Erhaltung der Anwartschaft gewesen und

erhöhten die Rente durch besondere Steigerungsbeträge;

die Höhe der Steigerungsbeträge habe sich grundsätzlich

nach der Beitragsklasse9 zu der der letzte Beitrag vor

der Verfolgung entrichtet werden war9 gerichtet (@@ 3
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Abs° 19 49 A so 1 und 5 VerfolgtenG)0 Das seit dem

1„ Januar 1957 geltende Recht kenne zwar keine Steigerungs—

beträge mehr? und 5 51 Ziff„ 4 EKG spreche nur davon9 daß

Zeiten der Freiheitsentziehung im Sinne des @ 45 BBG als

Ersatzzeiten anzurechnen sindo Ersatzzeiten aber hätten

heute nur für die Erfüllung der Wartezeit und für die Zahl

der anrechnungsfähigen Versicherungsjahre Bedeutung} bei

der Errechnung der persönlichen Rentenbemessungsgrundlage

spielten sie dagegen keine Rolleo Dem Gedanken der Wie—

dergutmaohung‚ den() des vollen Schadensersatzes9 werde

aber die Anrechnung der Zeiten der Freiheitsentziehung

allein als Ersatzzeiten nicht gerecht„ Da die Rentenver—
sicherungs—Weuregelungsgesetze jedoch keine Schlechterstel«

lung der Verfolgten bezweckteh7 müßten die Ersatzzeiten

des @ 51 Ziff 4 RKG einer versicherungspflichtigen Beschäfw

tigung gleichgestellt werden„ sie seien so zu bewerten,

als seien in ihnen Beiträge zur Rentenversicherung abge—

führt wordeno Diese fiktiven Beiträge seien bei der Be—

rechnung der persönlichen Bemessungsgrundlage mit zu be"

rücksichtigeno Nur so werde verhütet7 daß der Verfolgte

schlechtergestellt werde? als er ohne Verfolgungsmaßnahmen

stehen wiirdeo lm Falle.des Kläger bestehe noch die besonm

dere Schwierigkeit9 daß der letzte Beitrag vor der Ersatz—

zeit zur lnvalidenversicherung geleistet worden sei„ Der

Kläger sei nämlich von August 1951 bis £“ebruar 1952 als

ausgesteuerter Arbeitsloser mit Nötstandsarbeiten beschäf—

_tigt worden„ Eeshalb wolle die Beklagte dem Kläger die

Ersatzzeit nur in der Arbeiterrentenversioherung und nicht

in der knappsohaftlichen_Rentenversicherung anrechnen

(@ 50 Abs„ 3 RKG)„ Die Beitragsleistung auf Grund der
kurzfristigen Beschäftigung als Notetandsarbeiter könne

jedoch nicht maßgebend sein° Es durften nur Beiträge auf

Grund eines freigewählten Arbeitsverhältnisses des Verfolg—

ten berücksichtigt werdeno

(.—_6„
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Der Kläger sei Hauer'gewesen° Er habe seinen Arbeits_

platz infolge der Wirtschaftskrise vorübergehend verlas—

sen müssen„ Es sei anzunehmen? daß er in den Jahren 1935

bis 1944 wieder als Hauer beschäftigt worden wäre9 wenn

er nicht politisch verfolgt gewesen wäre„ Denn im Berg—

bau hätte man im Jahre 1935 geschulte Arbeitskräfte schon

wieder gesuchte Die Arbeitslosigkeit sei insoweit zu

dieser Zeit schon überwunden geweseno Als Hauer wäre der

Kläger auch wahrscheinlich während des Krieges zum Wehr-

dienst freigestellt worden„ Es könne deshalb davon aus—

gegangen werden9 daß der Kläger jedenfalls bis zum 7„ No—

vember 7944 als Hauer gearbeitet und entsprechende Beiträm

ge zur knappschaftlichen Rentenversicherung geleistet

hätte() Die Beklagte habe deshalb dem Kläger die Zeit der

Freiheitsentziehung als Ersatzzeit in der knappschaftli—

chen Rentenversicherung anzurechnen und dabei die Ersatz—

zeit wie eine Beitragszeit zu behandeln9 damit der Kläger

die Rente erhalte9 die er erhalten würde9 wenn er nicht
verfolgt gewesen wäreo Das gelte auch für die Beitrags—

zeit vom 10 März bis zum 310 Juli 19370 Aus irgendwelchen

nicht mehr feststellbaren Gründen seien in dieser Zeit

für den inhaftierten Kläger Beiträge zur Invalidenversi_

cherung abgeführt wordeno Auch diese Beitragszeit müsse

so behandelt werden9 als sei der Versicherte in diesen

Monaten als Hauer pflichtversichert beschäftigt geweseno
Nur so werde vermieden7 daß der Kläger durch die Verfol—

gungsmaßnahmen schlechter gestellt werde? als es ohne

diese Maßnahmen der Fall wäreo

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Revision eingelegte

Sie rügt die Verletzung der @@50 Abs„ 59 57 Ziff„ 49

54 RKG sowie des @ 125 Sozialgerichtsgesetz (SGG)°
Streitig sei zunächst? ob bei der Berechnung der Rente

des Klägers die Zeit der politischen Verfolgung als Erw

satzzeit in der knappschaftlichen Rentenversicherung oder

in der Rentenversicherung der Arbeiter anzusetzen und

„ 7 _
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weiter‚ ob die NS_Verfolgungszeit als Beitragszeit (@ 54 EKG9

@ 1255 EVO) zu berücksichtigen sei„ Nach @ 50 Abs° 3 EKG

seien auf die Wartezeit die Ersatzzeiten nach @ 51 EKG an_

zurechnen7 wenn eine Versicherungspflicht vorher bestanden

hat? während der Ersatzzeit keine Versicherungspflicht be«

standen Hat und der let2te Beitrag zur knappschaftlichen

Rentcnversicherung entrichtet worden ist° Der letzte Bei_

trag vor der Ersatzzeit sei hier aber unstreitig zur Rentenw

versicherung der Arbeiter entrichtet worden? so daß aus die—

sem Grunde eine Anrechnung der Ersatzzeit in der knappschaft»

lichen Rentenversicherung nicht erfolgen könneo Die Ersatz—

zeit sei vielmehr nach @ 1251 Abs° 2 Reichsversicherungsord—

nung (RVG) in der Rentenversicherung der Arbeiter anzurech—

l’l@ll @

Das LSG folgere aus der Zielsetzung des Gesetzes über die

Behandlung der Verfolgten des Nationalsozialismus in der

Sozialversicherung vom 220 August 19499 daß die Zeiten der

politischen Verfolgung nicht als Ersatzzeiteny sondern als

fiktive Beitragszeiten in den gesetzlichen Rentenversiche-

rungszweigen zu berücksichtigen sind° Es habe hierbei je—

doch übersehen9 daß nach @ 51 Ziff° 4 EKG (@ 1251 Abso /

Ziffo 4 EVO) die Zeiten der politischen Verfolgung als Erw

satzzeiten und nicht als fiktive Beitragszeiten anzusetzen

sind() Bei der Ermittlung der persönlichen Rentenbemessungs—

grundlage seien nach @ 54 Absg 1 EKG (@ 1255 Ahso 1 BVD)

nur die tatsächlichen Beitragszeiten des Versicherten zu”

grunde zu legen„ Die Berücksichtigung von Ersatzzeiten

bei der Ermittlun; ; der persönlichen Rentenbemessungsgrund—

lage sei daher nach dem klaren Wortlaut der gesetzlichen

b'estimmungen nicht möglich°

Die persönliche Rentenbemessungsgrundlage des Versicherten
sei von den tatsächlich entrichteten Beiträgen abzuleiten

(@ 54 RVG?@1255 RV0)„ Der Kläger habe in der streitigen
Zeit aber keine Beiträge zu einem Zweig der gesetzlichen
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Rentenversicherung geleistet° Folglich könnten für

diese Zeit keine Beiträge mit Wirkung für die Feststel—

lung der persönlichen Rentenbemessungsgrundlage ange—
setzt werdeno

Hilfsweise macht die Beklagte geltende das Berufungsge—

richt hätte von seinem sachlichwrechtlichen Standpunkt

aus sowie zur Vermeidung eines weiteren Rechtsstreits

in dem Urteil bestimmen müssen9 welche Beitragsklassen

(bis 310 Dezember 1942) bzw° welcher Arbeitsentgelt (ab

1„ Januar 1943) anzusetzen sind (© 54 Abs„ 3 Buchst„ a
und b EKG)O Das Gericht habe somit nicht in vollem

Umfang über die vom Kläger erhobenen Ansprüche entschiem

den9 so daß 5 123 SGG verletzt sei°

Sie beantragt,

das Urteil des LSG aufzuheben und die Berufung
des Klägers gegen das Urteil dBS‘SG Koblenz vom
10 Februar 1963 zurückzuweiseno

Der Kläger beantragt?

die Revision zurückzuweiseno

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffendo {Der

Wille des Gesetzgebers sei schon immer darauf gerichtet

gewesen‚ die Verfolgten in versicherungsrechtlicher Hin—

sicht denen gleichzustellen9 die — anstatt eine Verfol—

gung zu erleiden — eine rentenversicherungspflichtige

Beschäftigung oder Tätigkeit ausgeübt hätten„ Auch die

Rentenversicherungs—Neuregelungsgesetze hätten eine

Schlechterstellung der Verfolgten nicht vornehmen wollen()

Daraus f01ge aber9 daß die Ersatzzeiten des @ 51 Ziff° 4
EKG bei Verfolgten einer versicherungspflichtigen Beschäf»

tigung gleichgestellt werden müßteno Dem Gedanken der

Wiedergutmachung im Sinne des vollen Schadensersatzes

werde jedenfalls die Anrechnung der Zeiten der Freiheits_

„ 9 i
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entziehung allein als Ersatzzeiten nicht gerecht„ Nur bei

der vom Berufungsgericht vorgenommenen Rechtsanwendung

werde verhiitet9 daß der Verfolgte schlechter gestellt

werde„ als er ohne Verfolgungsmaßnahmen stehen würde°

Das Berufungsgericht habe auch zutreffend festgestellt?

daß diese Ersatzzeit in der knappschaftlichen Rentenver—

sicherung anzurechnen sei„ Die von der Beklagten gerügte

Verletzung der Vorschrift des 5 723 SGG könne nicht durch—

greifeno Das Berufungsgericht sei nicht verpflichtet ge—

wesen? für die streitigen Zeiten die Beitragsklassén bzw°

die Arbeitsentgelte festztstelleno

II

Die zulässige Revision der Beklagten ist nur zum Teil begrun_

deto

Im Streit ist allein noch die Höhe der für die Zeit ab

1„ Januar 1957 festgestellten Gesamtleistung wegen Berufsun-

fähigkeit „

Der Kläger ist Wanderversicherter der knappschaftlichen

Rentenversicherung und der Rentenversicherung der Arbeiter()

Da er die Wartezeit für die Bergmannsrente nach @ 45 Abso 1

Nro 1 RKG erfüllt hat? ist nach @ 102 Abs() 2 EKG der zu—

ständige Träger der knappSchaftlichen Rentenversicherung7

hier die Beklagte9 für die Feststellung der Rente zuständig„

Die Berechnung der Rente richtet sich nach 5 lol RKG„ Die

Leistungen aus der Rentenversicherung der Arbeiter und aus
der knappschaftlichen Rentenversicherung sind danach gesoné

dert nach den jeweiligen Vorschriften zu berechnen„\.

Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts kann die

Ersatzzeit wegen politischer Verfolgung vom 270 Mai 1955

bis zum 70 November 1944 nach @ 53 Abs„ 2 ioV„mo @ 56 Absgl

und @ 50 EKG nicht in der knappschaftlichen Rentenversiche—_

rung berücksichtigt werden9 weil die Voraussetzungen des
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5 50 Abs° 5 EKG nicht erfüllt sind° Der.letzte Beitrag

vor der Inhaftierung des Klägers ist nämlich nicht zur

knappschaftlichen Rentenversicherung9 sondern zur Hen—

tenversicherung der Arbeiter entrichtet worden„ Der Um—

stand7 daß es sich bei der Tätigkeit9 die zu der letzten

Beitragsentrichtung geführthat7 um eine Notstandsarbeit

gehandelt hat? spielt in diesem Zusammenhang keine Rolle°

Derartige Zuordnungsvorschriften sind streng nach ihrem

Wortlaut anzuwenden9 damit von vornherein eindeutig

feststeht9 welcher Versicherungszweig zuständig isto Der

Umstand9 daß auch nach @ 4 Abso 1 Satz 2 VerfolgtenG der—

jenige Versicherungszweig zuständig ist7 zu dem der

letzte Beitrag vor der Verfolgungszeit entrichtet werden

ist? läßt erkennen9 daß insoweit eine Sonderregelung auch

für politisch Verfolgte nicht vorgesehen ist„ Die aner»
kannte Ersatzzeit ist daher nach @ 1253 Abso 1 RVG ioVomo

@@12589 12599 1250 und 1251 EVO bei dem Leistungsan—

spruch aus der Rentenversicherung der Arbeiter zu be_

rücksichtigeno

Weiter ist streitig9 ob diese Ersatzzeit gemäß dem seit

dem 10 Januar 1957 geltenden Recht bei der Berechnung

der Rente nur insofern zu berücksichtigen ist9 als sie

die Anzahl der Versicherungsjahre erhöht9 oder aber ob

sie in Anwendung der Vorschriften des Gesetzes über die

Behandlung der Verfolgten des Nationalsozialismus in

der Sozialversicherung vom 220 August 1952 (WiGBl So 265)

darüber hinaus auch bei der Berechnung der persönlichen

Rentenbemessungsgrundlage zu berücksichtigen ist°

Der Kläger ist Verfolgter im Sinne des @ 1 des Verfolg—

tenG-9 auch handelt es sich bei der streitigen Zeit um
eine Zeit der Haft im Sinne des @ 5 aaO und ebenfalls

hat vor der Verfolgungszeit ein Versicherungsverhältnis

bei der Rentenversicherung der Arbeiter im Sinne_des

@ 4 Abs() 1 aaO bestanden„ Wie inzwischen der 10 Senat
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des Bundessozialgcrichts (BSG) entschieden hat? ist @ 4

Abso 3 durch die iientenversicherungs—Yeuregelungsgesetze

außer Kraft getreten (Urteil des l„ Senats des BSG vom

90 Mai 1967 „ 1 RA 295/65)° Demschließt sich der er-
kennende Senat an„ In diesem Urteil ist offengelassena

ob @ 4 Abso 4 und 5 aaO weiterhin gültig sind„ Der er—

kennende Sen;t ist zu dem Ergebnis gekommen9 daß diese
Vorschriften weiterhin gelten (vgl„ auch Urteil des 40
b‘enats des BSG vom 203 Juni 1967 w 4 RJ 633/64)„ Nach

Arto 5 @ 2 des Knappscha“tsversicherungs„Neuregelungsgem

setzes (KnVNG) sind zwar mit dem Inkrafttreten dieses

Gesetzes alle entgegenstehenden Vorschriften außer Kraft

getretenä Davon sind jedoch die Absätze 4 und 5 des @ 4

VerfolgtenG nicht betroffen9 da sie spezielle Regelungen

enthalten9 die durch die neue allgemeine Ersatzzeitenrem

gelung — anders als zoB„ die allgemeine Ersatzzeitenre—

SGIUÜ£ des @ 4 Abso 3 aaO — nicht außer Kraft getreten

sind„ Im Gegensatz zu dem alten und neuen allgemeinen

Ersatzzeitenrecht wird nämlich in % 4 Abso 4 aaO nicht

schematisch auf irgendwelche letzten oder durchschnittli«

chen dk%hindest—Beiträge abgestellt (nach dem bis zum 510

Dezember 1956 geltenden Recht) oder ein Brüttoarbeits—

entgelt während der Ersatzzeit überhaupt nicht eingesetzt

(nach den Rentenversicherungs»Neuregelungsgesetzen) oder

auf das durchschnittliehe Arbeitsentgelt während der

Beitragszeit (nach dem Rentenversicherungs—Änderungsge—

setz}9 sondern es werden die glaubhaft gemachten konkre—

ten Bruttoarbeitsentgelte9 die der Versicherte während

der Verfolgungszeit erworben haben würde9 falls er nicht

_Verfolgt werden wäre9 als maßgebend angesehene Anders

als bei allen sonstigen Ersatzzeitenregelungen erfolgt

also in 5 4 Abso 4 aaO die Berechnung der Rente nach dem?

wenn auch nicht nachgewiesenen9 so doch glaubhaft gemach—

ten9 d°h„ wahrscheinlichen konkreten Bruttoarbeitsentgelto

Diese spezielle Regelung ist durch die allgemeine Regelung
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des Art() 3 @ 2 KnVNG nicht außer Kraft getreten; es
spricht nichts für die Annahme9 daß der Gesetzgeber der

Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetze in diesen Fällen?

in welchen der konkrete Schaden des Verfolgten glaubhaft

gemacht werden kann9 von dem das Bundesentschädigungsge—

setz und das Verfolgtengesetz beherrschenden Grundsatz

der Gewährung vollen Schadensersatzes abgehen wollten

Diese Vorschrift muß allerdings? wie bereits angedeutet9

der neuen Rechtslage gemäß angewandt werden() Das bedeu—

tet einmal? daß an Stelle der Steigerungsbeträge die per_
sönliche Rentenbemessungsgrundlage tritto Zum anderen

bedeutet es9 daß das wahrscheinliche Bruttoarbeitsentgelt

während der Verfolgungszeit bei der Ermittlung der per—
sönlichen Rentenbemessungsgrundlage mitzuberücksiohtigen

ist9 wenn dies zu einer höheren persönlichen ■entenbe—

messungsgrundlage führt? als es ohne dessen Berücksichti—

gung der Fall isto Denn es kann? da @ 4 Absg 3 Verfolg£

tenG außer Kraft getreten ist9 nicht mehr auf das letzte

Bruttoarbeitsentgelt9 ein Mindestbruttoarbeitsentgelt ode1

das Durchschnittsbruttoarbeitsentgelt der letzten drei

Monate vor der Ersatzzeit ankommen9 wie es bei einem der

heutigen Rechtslage angepaßten = weitergeltenden Abso 5

der Fall sein würde° Vielmehr ist nun
entscheidend9 ob

die Berücksichtigung der wahrscheinlichen Bruttoarbeitsw

entgelte während der Verfolgungszeit zu einer für den

Versicherten günstigeren Rentenbemessungsgrundlage führt

als es bei der bloßen Berücksichtigung der Bruttoarbeits—
entgelte während der Beitragszeit der Fall ist„ Vorlie—

gend ist diese Voraussetzung erfüllto Der Kläger ist

nämlich? bevor er politisch verfolgt wurde, nur
relativ-

kurze Zeit als Hauer im Gedinge tätig gewesen„ Die vor»

hergehenden Jahre hat er zumeist niedriger entlohnte

Arbeiten verrichtet‚ so daß sein Bruttoarbeitsentgelt
während der Beitragszeit meist niedriger lag als das

Bruttoarbeitsentgelt eines Hauerso Die Berücksichtigung
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des Bruttoarbeitsentgelt es eines Hauers während der

Ersatzzeit führt also zu einer für den Kläger günstigeren

persönlichen Rentenbemessungsgrundlageo Das Berufungsge—

richt hat festgestellt9 daß der Kläger während der Zeit

der Verfolgung wahrscheinlich Hauer gewesen wäre? wenn

er nicht inhaftiert gewesen wäreo Da diese Feststellung
nicht innerhalb der Revisions sbegründungsfrist engoegriffen

worcen ist‚ ist der Senat an sie gebundene Die persönlim

che ■entenbemessungsgrundlage des Klägers ist danach unter

Beriic 1F.sichttigung dieses Bruttoarbeitseinkommens während

der Ers atzze it neu zu berechnen„ Hierbei ist von dem ef—

fe tiven Ha rdurchs hnitts lohn des Tarifbe zirks auszuwgehen?

zu welchem die Zeche gehört9 auf der der Kläger

zuletzt vor der Verfolgungsseit als Hauer beschäftigt

war 0

Ob die kurze Zeit? für welche während der Verfolgung

Beitrag ge entrichtet worden sind? als Ersatzzeit anerkannt

werden kann? bleibt dahingestellt° Eine Zeit? für welche

Pflichtbeiträme entrichtet worden sind? kann ihrem Wesen

nach keine Ersatzzeit sein„ Es ist aber im vorliegenden

Fall nicht zu klären? ob es sich bei den in dieser Zeit

entrichteten Beitrag ven um wirksam entrichtete Pflichtbei—

träge handelt„ Selbst wenn hiernach diese Zeit nicht als

Ersatzzeit angerechnet werden kann? kommt man durch An—

wendung des @ 4 Abso 5 VerfolgtenG zu demselben Ergebnisa

Diese Vorschrift ist ebenfalls eine Spezialregelung für

den Fall? daß das ohne die politische Verfolgung erzielte

höhere konkrete Bruttoarbeitsentgelt glaubhaft gemacht

werden kanh° Ebenso wie 5 4 Abs„ 4 aaO gilt Absg‚5 daher

weiter„ Hinzu kommt9 daß diese Vorschrift überhaupt keine

Frsatzzeitcn egelung ist? so daß sie durch die neue Er«

satzzeitenregelung nicht berührt wird„ Die Voraussetzun_

gen dieser Vorschrift sind erfülltp‘weil der Klager9durch

die Wäfolgung bedingt? ein niedriger entlohntes Arbe1'ts —
verhältnis eingehen mußteo Wenn auch das Gesetz nach
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seinem Wortlaut auf die Fälle abgestellt ist? in welchen

der Versicherte sein vor der politischen Verfolgung be—

stehendes Arbeitsverhältnis aufgeben und unmittelbar ein

anderes9 niedriger entlohntes Arbeitsverhältnis eingehen

mußte9 so sind doch die Fälle der vorliegenden Art? in

welchen der Versicherte erst nach einer längeren Zwischen»

zeit ein anderes? geringer entlohntes Arbeitsverhältnis

eingehen mußte‚ gleichzubehandelno Da die Interessenlage

dieselbe ist, muß angenommen werden? daß der Gesetzgeber

diese Fälle; hätte er ihre Besonderheit erkannt? den

ersteren Fällen entsprechend behandelt hätte„ Diese Vor»

schrift muß ebenfalls der seit dem 10 Januar 1957 beste—
henden Rechtslage angepaßt angewandt werden„ Das bedeutet‚

daß bei der Berechnung der persönlicheng■gntenhegessungse

grundlage das Bruttoarbeitsentgelt$ das der Versicherte aus

dem vor der Verfolgungszeit bestehenden Arbeitsverhältnis‚

wäre es fortgesetzt werden9 bezogen hätte9 zugrunde ge—

legt werden muß„ Insoweit kann allerdings nicht das aus

den Notstandsarbeiten bezogene Bruttoarbeitsentgelt9

sondern es muß das davor aus der Hauerarbeit bezogene

‘Bruttoarbeitsentgelt als maßgebend angesehen werden°

Denn die Notstandsarbeiten bieten ihrer Art nach keinen

Anhalt dafiir9 welche Arbeit der Versicherte später ver—

richtete und welches Bruttoarbeitsentgelt er verdient

haben wiirde9 wenn er nicht verfolgt werden wäreo Da es

sich hier9 anders als bei 5 50 Abs() 3 RKG‚ nicht um eine

Zuordnungsvorschrift handelt9 steht dieser freien9 dem

Sinn und Zweck der Vorschrift gemäßen Auslegung nichts

entgegen„ Das bedeutet‚ daß bei Anwendung des © 4 Abs() 5

VerfolgtenG der Effektivlohh des Hauers als Bruttoarbeitsw

entgelt während dieser Beitragszeit der Berechnung der

persönlichen Rentenbemessungsgrundlage zugrunde gelegt

werden mußo

Die Rüge der Beklagten9 @ 125 SGG sei verletzt9 greift

& _\ \.)
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nicht durcho Die Beklagte verkennt9 daß nach @ 130 SGG

auch bei Erhebung einer Klage9 die sich nicht auf den

Leistungsgrund beschränkt? äie Gerichte äer Sozialge—

riehtsbarkeit ein Grundurteil erlaseen könneno *

Die Revision der Bek egten wird hiernach mit der Maßgabe

zurückgewieeen9 daß die Bek agte verurteilt wird? die

Gesamtleistung wegen Berufsunfähigkeit unter Berücksiehn

tigung dieser 3echteauffassung des erkennenden Senats

neu zu berechneno

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193_SGG0
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